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Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Rettung der deutschen Schiffbauindustrie 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Der Schiffbau ist eine zukunftsweisende Hightech Industrie und wichtiger Zweig 
der deutschen maritimen Wirtschaft. Mit dem Erhalt und der Förderung dieser 
Branche werden auch in den nachgelagerten Industrien Arbeitsplätze und wirt-
schaftliches Wachstum gesichert. In den Werften und im maritimen Maschinen- 
und Anlagenbau sind in rund 500 Unternehmen etwa 100.000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Deutschland beschäftigt. Die gesamte Wertschöpfungskette 
umfasst mehr als 2800 Unternehmen in ganz Deutschland und rund 200.000 Ar-
beitsplätze. Allein im Bereich Schiffbau sind es etwa 20.000 Beschäftigte, davon 
mehr als 6.300 in Niedersachsen, 5.400 in Schleswig-Holstein, 4.600 in Mecklen-
burg-Vorpommern sowie 1.400 in Bremen und 1.200 in Hamburg. Auch die Zu-
lieferindustrie der maritimen Wirtschaft in den Binnenländern Nordrhein-West-
falen, Baden-Württemberg und Bayern ist für die regionale Wertschöpfung von 
Bedeutung. Deutsche Werften machten im Jahr 2019 circa 5,7 Milliarden Euro 
Umsatz. 

Die Ausbreitung des Corona-Virus stellt die maritime Wirtschaft vor gewaltige 
Herausforderungen. Die großen Unsicherheiten zur Entwicklung des Welthandels 
lässt die Bestellungen neuer Schiffe einbrechen. Die Werften und Zulieferer in 
ganz Deutschland werden dringend Aufträge brauchen. Sie liefern Qualität auf 
höchstem Niveau und verfügen über das nötige Know-how entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette. Standorte und Beschäftigung von Werften und Zulieferern 
müssen auch in Zeiten dieser Krise gesichert werden. Ein geeignetes Instrument, 
der deutschen Schiffbauindustrie Stabilität zu geben, auch im Hinblick auf Ar-
beitsplatzsicherung und Wertschöpfung, sind öffentliche Aufträge.  

Dazu passt, dass die Bundesregierung im Februar 2020 in einem Strategiepapier 
zur Stärkung der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie den Überwasserschiff-
bau zu einer Schlüsseltechnologie erklärt und der Deutsche Bundestag das Verga-
berecht für nationale Vergaben für diesen Bereich erleichtert hat. Diese erleich-
terte Vergabepraxis für nationale Vergaben muss nun gerade in Zeiten der Krise 
zügig und vermehrt genutzt werden, um den nationalen Werften langfristig Si-
cherheit zu geben und die Aufträge zum Bau von Marineschiffen zügig zu verge-
ben. Darüber hinaus erfordert die aktuelle Situation aber weitere Vereinfachun-
gen, Erleichterungen und Förderung, um den deutschen Schiffbaustandort zu un-
terstützen. 
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Das von den Koalitionsparteien beschlossene Konjunkturprogramm setzt wich-
tige Impulse für eine Erholung der deutschen Wirtschaft insgesamt. Es stärkt die 
Kaufkraft der Bürgerinnen und Bürger, es stellt gezielte Überbrückungshilfen be-
reit und hilft, Arbeitsplätze zu sichern. Über die geplanten steuerlichen Verlust-
rückträge hilft es, den Betrieben Liquidität zuzuführen und sieht zudem aus-
drücklich vor, die Schifffahrt als klimafreundliches Verkehrsmittel zu stärken, 
zu modernisieren und zu digitalisieren. Dafür sollen die Innovationsförderin-
strumente im Bereich der Schifffahrt ergänzt und mit insgesamt 1 Milliarde € 
staatlicher Förderung zusätzlich ausgebaut werden. Die geplante Verbesse-
rung der steuerlichen Forschungszulage und der projektbezogenen Forschung 
weist den Weg in eine nachhaltige Mobilität über alle Verkehrsträger hinweg. 

II.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 

1. zu prüfen, inwieweit die Vergabebestimmungen bei der Beschaffung 
von Behörden- und Forschungsschiffen sowie Marinefahrzeugen so an-
gewendet werden können, dass auch bei diesen Schiffstypen eine euro-
parechtskonforme Vergabe an deutsche Werften unterstützt wird; 

2. bei der Beschaffung von Behörden- und Forschungsschiffen verstärkt 
innovative und umweltfreundliche Technologien zu fördern sowie qua-
litative, innovative, soziale und umweltbezogene Aspekte bei der Be-
schaffung von Behörden- und Marinefahrzeugen sowie Forschungs-
schiffen stärker einzubeziehen; 

3. im Rahmen des angestrebten Konjunkturprogramms für die deutsche 
Wirtschaft auch Finanzmittel für die Werften, die Zulieferindustrie und 
die damit verbundene Arbeitsplatzsicherung bereitzustellen; 

4. vorhandene Förderprogramme so zu stärken, dass signifikante, privat-
wirtschaftlichen Investitionen ausgelöst werden; 

5. die Beschaffung von Behörden- und Forschungsschiffen sowie Marine-
fahrzeugen vorzuziehen bzw. Teilaufträge zu vergeben, z.B. für Pla-
nung und Konstruktion. 

Berlin, den 16. Juni 2020 

Ralph Brinkhaus, Alexander Dobrindt und Fraktion 
Dr. Rolf Mützenich und Fraktion 
 

V
orabfassung - w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.




